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Die doppelte Buchführung im öffentlichen
Sektor: Herausforderungen und Lösungen
VRV 2015; Voranschlag; Rechnungsabschluss; Eröffnungsbilanz; (Erst-)Bewertung von Kultur-
gütern. Ab 2019 tritt für Länder und Gemeinden mit über 10.000 Einwohnern der flächendeckende
Übergang von der Kameralistik (Ein-/Ausgabenrechnung) auf die doppelte Buchführung in Kraft.
Hauptsächlich problematisch dabei: die Eröffnungsbilanzen. Der Beitrag gibt Lösungen zur Hand
und beschäftigt sich insbesondere mit der Bewertung von Kulturgütern.

Einleitung
Die Voranschlags- und Rechnungs-
abschlussverordnung 20151

Die VRV 2015 ist eine umfassende und
tiefgreifende Reform des öffentlichen
Haushaltswesens der Länder und Gemein-
den. Ab dem Finanzjahr 2019 ist der Jahres-
abschluss/Rechnungsabschluss nach dop-
pischen Grundsätzen aufzustellen und
nicht mehr in Form des bestehenden kame-
ralen Systems. Die Reform orientiert sich
an der Bundeshaushaltsrechtsreform, deren
zentrale Bestandteile der Aufbau eines in-
tegrierten Haushalts- und Rechnungswe-
sens, die Integration von Wirkungsinfor-
mationen im Budget, eine Budgetstruktur
auf Basis von Globalbudgets und eine
mehrjährige Finanzplanung waren.2 Wie
beim Bund orientieren sich die neuen Rech-
nungslegungsregeln der VRV 2015 an den
International Public Sector Accounting
Standards.3

Geltungsbereich
Der Geltungsbereich der VRV 2015 er-
streckt sich auf die Gebietskörperschaften
Länder und Gemeinden als auch auf deren
wirtschaftliche Unternehmungen, Betriebe
und betriebsähnliche Einrichtungen, jeweils
ohne eigene Rechtspersönlichkeit.4 Die Be-
stimmungen der Verordnung sind für Län-
der und Gemeinden mit mehr als 10.000
Einwohnern spätestens für das Finanzjahr
2019 und für Gemeinden mit weniger als
10.000 Einwohnern spätestens für das Fi-
nanzjahr 2020 anzuwenden.5

Gemeinden mit mehr als
10.000 Einwohnern müssen
die VRV 2015 bereits 2019
berücksichtigen.

Bestandteile: Voranschlag,
Rechnungsabschluss
Die neue VRV regelt gem § 16 F-VG Form
undGliederung derVoranschläge undRech-
nungsabschlüsse und soll eine getreue, voll-
ständige und einheitliche Darstellung der fi-
nanziellen Lage6 bieten.DieDokumentation
der finanziellen Lage findet in einem integ-
riertenDrei-Komponentensystem statt. Der
Haushaltsgrundsatz7 verlangt demnach,
dass die Veranschlagung und Rechnungsle-
gung im Rahmen eines integrierten Ergeb-
nis8-, Finanzierungs9- und Vermögenshaus-
halts10 zu erfolgen hat. Für den Ergebnis-
und Finanzierungshaushalt ist auch ein
Voranschlag (Budget) zu erstellen. Im Ge-
gensatz dazu waren im Rahmen der Voran-
schlags- und Rechnungsabschlussverord-
nung 199711 alle Einnahmen und Ausgaben,
die im Laufe des Finanzjahrs voraussicht-
lich fällig waren, zu veranschlagen.12 DieDo-
kumentation der finanziellen Lage findet in
der VRV 1997 grundsätzlich zum Zah-
lungszeitpunkt statt.13

Eröffnungsbilanz
Selbstverständlich gibt es neben den vielen
positiven Aspekten auch zahlreiche He-
rausforderungen bei der Umsetzung dieser
Reform. Auf Basis der Erkenntnisse zu den
entstandenen Kosten im Rahmen der Bun-
deshaushaltsrechtsreform ist mit erhebli-
chen Aufwendungen für die EDV-Umstel-
lung und die Schulung der Schlüsselakteure
zu rechnen.

Allem voran ist die Erstellung der Eröff-
nungsbilanz mit erheblichem, einmaligem
Arbeitsaufwand verbunden und erfordert
ein gutes Projektmanagement. Es gilt hier
nämlich, das Vermögen und die Fremdmit-
tel vollständig zu erfassen und zu bewerten.
Vorhandene Vermögenswerte sind einzeln
zu erfassen und gemäß Anlage 6h in den
Anlagespiegel und die Vermögensrechnung

aufzunehmen bzw überzuleiten.14 Erleichte-
rungen sind beim erstmaligen Ansatz von
Grundstücken, Gebäuden und Bauten so-
wie bei Grundstückseinrichtungen vorgese-
hen.15 Eine besondere Herausforderung bei
der Erstellung der Eröffnungsbilanz ist der
Ansatz von Kulturgütern. § 25 VRV 2015
widmet sich der Erfassung, Bewertung
und dem Ausweis von Kulturgütern. Er de-
finiert diese in Abs 1 als Vermögenswerte,
die kulturelle, historische, künstlerische,
wissenschaftliche, technologische, geophy-
sikalische, umweltpolitische oder ökologi-
sche Qualität besitzen und bei denen diese
Qualität zum Wohl des Wissens und der
Kultur durch die Gebietskörperschaft erhal-
ten wird. Die VRV 2015 bezieht sich dabei
nur auf materielle Vermögensgegenstände
(Sachanlagen), die Erfassung und Bewer-
tung von immateriellen Kulturgütern wird
damit implizit ausgeschlossen.

Die VRV 2015 sieht weiterführend in
§ 25 Abs 2 vor, dass alle Vermögensgegen-
stände, die unter die obige Definition fallen,
zu Anschaffungs- und Herstellungskosten,
sofern diese aus verlässlichen Unterlagen
zu ermitteln sind, zu bewerten sind. Alter-
nativ können vorhandene Gutachten oder
interne, plausible Wertfeststellungen zur
Bewertung herangezogen werden. So keine
dieser drei Methoden möglich ist, ist eine
Erfassung in einer Anlage als reine Erläute-
rung vorgesehen.

Abs 3 stellt klar, dass Kulturgüter, die
Gebäude sind, zu Fortgeschriebenen An-

1Kurz: VRV 2015, erlassen vom Bundesminister für Finanzen
am 19. 10. 2015 BGBI II 2015/313. 2 Steger, Die Haushalts-
rechtsreform des Bundes, Journal für Rechtspolitik 2009/17,
23 ff. 3Kurz: IPSAS. 4§ 1 Abs 1 Voranschlags- und Rechnungs-
abschlussverordnung 2015. 5 § 40 Abs 2 Voranschlags- und
Rechnungsabschlussverordnung 2015. 6 In Hinblick auf die Li-
quiditäts-, Ressourcen- und Vermögenslage. 7 § 2 Voran-
schlags- und Rechnungsabschlussverordnung 2015. 8 Ent-
spricht einer Gewinn- und Verlustrechnung. 9Entspricht einer
Geldflussrechnung. 10 Entspricht einer Bilanz. 11Kurz: VRV
1997. 12§ 2 Abs 1 Voranschlags- und Rechnungsabschlussver-
ordnung 1997. 13Kamerale Verrechnung. 14§ 38 Abs 2 Voran-
schlags- und Rechnungsabschlussverordnung 2015. 15 § 39
Abs 2–5 Voranschlags- und Rechnungsabschlussverordnung
2015.
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schaffungs- und Herstellungskosten zu be-
werten sind.

Letztlich normiert § 25 Abs 4 VRV
2015, dass Kulturgüter keiner linearen Ab-
schreibung unterliegen. Hinsichtlich Kul-
turgütern, die Gebäude sind, wird einWahl-
recht normiert.

Problemstellungen bei der
(Erst-)Bewertung von Kulturgütern,
praktische Handlungsanleitungen
und Lösungsvorschläge
Die Regelungen der VRV 2015 hinsichtlich
der Kulturgüter gehen entsprechend den
oben ausgeführten Grundsätzen von einer
Vollerfassung aus, so die Qualitätskriterien
der Verrechnung im Rechnungswesen ein-
gehalten werden.16

Die erste Fragestellung, die damit ein-
hergeht, ist, welche Gegenstände in die De-
finition der Kulturgüter nach § 25 Abs 1
VRV fallen.

Praktische Problemstellungen
bei der Erfassung von Kulturgütern
Je nach Inventarisierungsgrad der Anlagen-
verwaltung einer Gebietskörperschaft ist die
Frage nach dem Vorhandensein bestimmter
Sachanlagen relativ einfach zu beantworten.
Problematisch könnte sich § 25 Abs 1 Halb-
satz 2 VRV erweisen: „[. . .] zum Wohl des
Wissens und der Kultur durch die Gebiets-
körperschaft erhalten wird.“ Die Entschei-
dung einer Gebietskörperschaft, Objekte
„zum Wohl des Wissens und der Kultur“ zu
erhalten, ist in der Regel mit Ermessen ver-
bunden, dh, es mag eine Entscheidung einer
Landes- oder Gemeindeverwaltungseinheit
sein, ob ein bestimmtes Kulturgut erhaltens-
wert ist oder nicht. Da aber bei der Erfassung
im Vermögen unterschiedliche Bewertungs-
methoden vorgesehen sind, abhängig davon,
ob es sich umKulturgüter handelt oder nicht,
erfordert diese Ermessensübung eine prakti-
sche Handlungsanleitung bei der Definition
von Kulturgütern.

Handlungsanleitungen und Lösungs-
ansätze zur ErfassungvonKulturgütern
Für die Erfassung von Kulturgütern gibt es
zwei mögliche Vorgehensweisen, eine regel-
orientierte und eine prinzipienorientierte:

Der regelorientierte Ansatz
der Erfassung von Kulturgütern17

Diese Methode sieht vor, dass Gegenstände
durch den Normgeber in eine Liste der Kul-
turgüter aufgenommen werden und dadurch

ex lege zu Kulturgütern werden. Alle Gegen-
stände auf dieser Liste werden dann nach
den Regeln der Bewertung von Kulturgegen-
ständen behandelt. Vice versa bedeutet dies,
dass alle Gegenstände, die nicht ausdrücklich
als Kulturgüter aufgenommen wurden, auch
nicht als solche behandelt werden dürfen.

Der prinzipienorientierte Ansatz
der Erfassung von Kulturgütern
Diese Methode sieht vor, dass Kriterien defi-
niert werden (etwa, dass das Kulturgut einen
Vermögenscharakter haben muss, die Inten-
tion der Erhaltung dokumentiert sein muss
etc), durch deren Anwendung die rechnungs-
legendeEinheit in ihrer Ermessensübung fest-
legen kann, ob es sich bei einem Gegenstand
um ein Kulturgut handelt oder nicht. Bei der
Bundeshaushaltsrechtsreform fand dieser
Ansatz Anwendung, da einerseits die verant-
wortlichen Verwaltungseinheiten selbst am
besten beurteilen konnten, ob es eine „Inten-
tion zur Erhaltung“ gibt, und andererseits da-
durch auchdie InvolvierungderVerwaltungs-
einheiten gesteigert werden konnte.

Praktische Probleme bei
der Bewertung von Kulturgütern
Bei der Bewertung von Kulturgütern kön-
nen aufgrund ihres in der Regel hohen Al-
ters, der Art des Eigentumsübergangs (zu-
meist kein Kauf) oder ihrer Nutzungsart
(reiner Kulturcharakter oder auch operative
Nutzung, zB als Büroflächen) Probleme bei
deren (Erst-)Bewertung entstehen.

Bei Kulturgütern können die
„angenommenen Anschaf-
fungs- und Herstellungs-
kosten“ iSd IPSAS 33 heran-
gezogen werden.

Fehlende Anschaffungs-
oder Herstellungskosten
Bei vielen Kulturgütern gibt es aufgrund ih-
res historischen Charakters keine doku-
mentierten Anschaffungs- oder Herstel-
lungskosten und selbst wenn diese ermittelt
werden können, sind sie aufgrund des in der
Regel lange zurückliegenden Anlagenzu-
gangs für eine stichtagsbezogene Bewertung
oftmals nicht geeignet. Dadurch stellt sich
die Frage, wie eine alternative Ermittlung
der Anschaffungs- und Herstellungskosten
funktionieren kann. Dies soll anhand eines
Beispiels beschrieben werden, das der Lese-
rin bzw dem Leser sicherlich geläufig ist:

Alternative Ermittlung der
Anschaffungs- und
Herstellungskosten – Beispiel
Der Eiffelturm in Paris wurde 1889 fertig-
gestellt und hatte zum damaligen Zeit-
punkt Anschaffungskosten in Höhe von
ca 7,7Mio Francs.18 Dies würde umgerech-
net auf Euro historische Anschaffungs-
kosten von 1,17 Mio Euro ergeben. Zei-
tungsberichten zufolge betrugen die
durchschnittlichen Investitionskosten
zur Instandhaltung des Eiffelturms von
2009 –2017 allerdings 13,7 Mio Euro pa,
sie sollen auf durchschnittlich 20 Mio
Euro pa in den nächsten Jahren steigen.
Dies illustriert, dass historische Anschaf-
fungskosten in der Regel bei Kulturgütern
nicht zweckmäßig für die betriebswirt-
schaftliche Bewertung und Steuerung
sind. Letztlich ist im gegenwärtigen Bei-
spiel des Eiffelturms das Kulturgut nicht
128 Jahre alt, imGegenteil ist kein einziger
Bauteil des Eiffelturms mehr historisch,
sondern selbigewurdenüberdie Jahre hin-
weg ersetzt, verbessert und neu errichtet,
um dieses architektonische und nationale
Denkmal für die folgenden Generationen
zu erhalten. Eine technische Möglichkeit,
dieseNachteile auszugleichen, ist, zumEr-
öffnungsbilanzstichtag eine Bewertung in
Anlehnung an „angenommene Anschaf-
fungs- und Herstellungskosten“, wie sie
im IPSAS 33 „Erstmalige Anwendung
der IPSAS“ beschrieben werden, vorzu-
nehmen.19 Hierbei kann zB eine Preisinde-
xierung vorgenommen werden, um eine
dem Zeitwert nähere Bestimmung der
Herstellungs- und Anschaffungskosten
zu erhalten. Auf den Eiffelturm ange-
wandt würde das bedeuten, dass die An-
schaffungskosten statt 7,7 Mio Francs
1889 mit valorisierten 29,7 Mio Euro20 zu
Buche stünden, was dem Substanzwert
des Eiffelturms mit Sicherheit näher
kommt. Von dieser Basis müssten nun
noch Abschreibungen und Wertminde-
rungen berechnet werden. Dazu muss
festgehalten werden, dass diese valorisier-
ten Anschaffungskosten immer noch die

16Siehe dazu beispielhaft IPSAS Conceptual Framework; Qua-
litative Characteristics. 17Beispielhaft findet dieser Ansatz in
der öffentlichen Verwaltung in Frankreich Anwendung.
18Der historische Umrechnungskurs von Francs zu Euro be-
trägt 6,56 Francs = 1 Euro. 19Siehe IPSAS 33 „First Time Adop-
tion of IPSAS“, Appendix D, D5–6. 20Webquellen zufolge be-
trug die durchschnittliche Inflation von 1889 bis 2017 2,56%.
Allerdings konnte nur eine Dollarinflation gefunden werden,
was angesichts der langen Zeitperiodewohl als Vergleichswert
heranziehbar ist, www.in2013dollars.com/1889-dollars-in-
2017?amount=7700000
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Substanz des Jahres 1889 abbilden, et-
waige Ergänzungen und Erweiterungen
des Eiffelturms (Aufzüge, Restaurants,
Beleuchtungen etc) müssten separat be-
handelt werden.

In Österreich hatte man bei der Bundeshaus-
haltsreform 2013 eine Vielzahl an histori-
schen Gebäuden und Objekten einer (Erst)
Bewertung zuzuführen. Eines der bekanntes-
ten Beispiele ist wohl die Staatsoper inWien,
deren Bau 1869 fertiggestellt wurde und ne-
ben der Nutzung als Opernhaus auch Fest-
säle umfasst. Hier wurde in Zusammenar-
beit mit der Burghauptmannschaft als Ge-
bäudeverwalter ein durchschnittlicher, histo-
rischer Anschaffungswert ermittelt (dh ein
Durchschnittswert pro m3 für die Investitio-
nen in der Vergangenheit) und der Zustand
desGebäudes in eine von drei grobenKatego-
rien (gut, mittel, schlecht) eingeteilt. Diese
Zustände ergaben die Restnutzungsdauer
der angenommenen Nutzungsdauer von
99 Jahren. Dadurch ergab sich ein Fortge-
schriebener Anschaffungswert von 102,8
Mio Euro zum 1. 1. 2013.21

Fehlende Nutzungsdauer oder
Wertminderungsindikatoren
Selbst wenn man mit der eben beschriebe-
nen Methode das Fehlen von Anschaf-
fungs- oder Herstellungskosten kompensie-
ren kann, stellt sich sofort das nächste Pro-
blem der fehlenden Nutzungsdauer oder
der Wertminderungsindikatoren. Die Nut-
zungsdauer ist nach IPSAS 1722 der erwar-
tete Zeitraum, in dem der Gegenstand der
Einheit zur Verfügung steht. Es handelt
sich also um eine interne Schätzung der
Einheit. Es ist daher grundsätzlich kein Pro-
blem, wenn eine derartige Einschätzung
nicht auf einem langjährigen Beobachtungs-
zeitraum gründet (auch wenn das durchaus
wünschenswert wäre), vielmehr kann sich
die Einschätzung der Nutzungsdauer zB
auch nach den Investitionsplänen der Ein-
heit richten. Jedenfalls muss die angenom-
mene Nutzungsdauer aber jährlich im Rah-
men der Jahresabschlusserstellung geprüft
und gegebenenfalls angepasst werden.

Bei Kulturgütern stellt sich allerdings
eine weitere wesentliche Vorfrage: Wird
der Gegenstand durch die Nutzung (als rei-
nes Kulturgut oder bei gemischter Nut-
zung) tatsächlich verbraucht? Explizit ge-
fragt: Gibt es einen regelmäßigen Wertver-
zehr, der im Rahmen des Rechnungswesens

dargestellt werden muss? Hier wird die Be-
urteilung je nach Kulturgegenstand womög-
lich unterschiedlich ausfallen. Ein Gemälde,
das nur in geschütztem Rahmen Besuche-
rinnen und Besuchern zugänglich gemacht
wird, wird durch das Ausstellen selbst nur
eine sehr geringfügige Abnutzung erfahren,
die wohl über laufende Instandhaltungs-
kosten ausreichend abgebildet ist. Bei einem
Kulturgut, das im Freien den Naturgewal-
ten trotzt, wird ein gänzlich anderer Wert-
verzehr feststellbar sein. Hier ist es wichtig,
mit Expertinnen und Experten der Kultur-
güterverwaltung die Nutzungszeiträume
festzulegen. So es zu keinem regelmäßigen
Wertverzehr kommt, kann auch eine unbe-
grenzte Nutzungsdauer festgelegt werden,
wobei jedenfalls Wertminderungsindikato-
ren festzulegen wären, die jährlich im Rah-
men des Jahresabschlusses zu prüfen wä-
ren.23 Solche Wertminderungsindikatoren
könnten exemplarisch (teilweise oder gänz-
liche) Sperren von Kulturgütern aufgrund
baulicher Mängel, eingeschränkte Verwen-
dungsmöglichkeiten (zB nur mehr für ge-
führte Touristen, keine Konzertveranstal-
tungen mehr) etc sein.

Gutachten und eingeschränkte
Marktinformationen
Die letzte Möglichkeit der Ermittlung einer
(Erst)Bewertung von Kulturgütern liegt in
der Einholung von Gutachten. Diese sind
allerdings in ihrer Methodik durch das Feh-
len aktiver und ordentlicher Märkte im Be-
reich der zu bewertenden Kulturgüter (vgl
oben zB Eiffelturm) in ihrer Aussagekraft
in der Regel stark eingeschränkt, so sie ei-
nen Marktwert feststellen sollen.

Bei zB Versicherungsgutachten wird in
der Regel nicht der Marktwert, sondern die
Wiederherstellungskosten bei Eintritt des
Versicherungsfalls ermittelt. Solche Gut-
achten bedienen sich in der Regel auch der
Anschaffungs- und Herstellungskosten von
Gegenständen als Ausgangswert, wodurch
die oben beschriebenen Probleme auch hier
auftreten.

Praktische Probleme und Lösungsan-
sätze beim Ausweis von Kulturgütern
Als (gleichwertige) Alternative zur Erfas-
sung und Bewertung von Kulturgütern
wird manchmal der reine Ausweis im Rah-
men des Jahresabschlusses in Listenform
im Anhang diskutiert. Dieser aus Kosten/
Nutzen-Sicht sehr pragmatische Zugang
hat allerdings wesentliche Nachteile bezüg-

lich der Verantwortlichkeit gegenüber den
Bürgerinnen und Bürgern, aber auch im Be-
reich der internen Entscheidungsfindung,
da bei diesem Vorgehen eigentlich nur der
Abgang oder Zugang des Kulturgegen-
stands durch Streichung oder Ergänzung
auf der Liste ausgewiesen wird.

Um die Erstbewertung der Kulturgegen-
stände aber mit den Prinzipien der Wesent-
lichkeit und des Kosten/Nutzen-Prinzips in
Einklang zu bringen, können Kulturgegen-
stände, die groß in der Anzahl, aber gering
im (Bilanz-)Wert sind, der Vollständigkeit
halber nur in einem Anhang ausgewiesen
werden.

Aktueller Entwicklungsstand,
Diskussion
Die Bewertung von Kulturgütern ist auf-
grund der Regelungen des § 25 VRV auf
Ebene der Länder und Gemeinden gegen-
wärtig am Laufen. Ebenso wird dieses
Thema aktuell vom International Public
Sector Accounting Standards Board24 im
Rahmen eines eigenen Projekts diskutiert.

Ob es zu einer international
harmonisierten Bewertung
von Kulturgütern kommt,
bleibt abzuwarten.

Dazu wurde im April 2017 ein Konsulta-
tionspapier veröffentlicht, das für Rückmel-
dungen offen steht.25 Die Arbeitsgruppe zur
Erarbeitung Europäischer Doppischer Rech-
nungslegungsstandards26 beschäftigt sich
ebenfalls mit der Thematik und hat dazu
ein Issue Paper veröffentlicht27, das vor allem
die Praktiken in einzelnen europäischen Län-
dern und Bundesländern beleuchtet und den
zentralen Projektlinien des IPSASB-Projekts
gegenüberstellt. Beide Dokumente sind sehr
geeignet, interessierten Leserinnen und Le-
sern in englischer Sprache weiterführende
Kenntnisse in der Fragestellung der Bewer-
tung von Kulturgütern zu vermitteln.

Zusammenfassung
In diesem Artikel werden die Herausforde-
rungen bei der Erstellung der Eröffnungsbi-
lanz nach der Voranschlags- und Rech-

21Siehe auch BMF, Geschäftsbericht zur Eröffnungsbilanz
2013. 22 IPSAS 17, Property, Plant and Equipment, Definitions
569. 23Analog, wie es zB bei Grundstücken der Fall ist. 24Kurz:
IPSASB. 25Financial Reporting for Heritage in the Public Sector,
https://www.ifac.org/news-events/2017-04/ipsasb-launches-
consultation-heritage-reporting 26 Engl.: EPSAS Working
Group. 27https://circabc.europa.eu/webdav/circabc/estat/
epsas/library/epsas%20issues%20papers/issue%20paper%
20on%20heritage%20assets.pdf
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nungsabschlussverordnung 2015 am Bei-
spiel der Kulturgüter thematisiert. Es wer-
den die Möglichkeiten bei der erstmaligen
Erfassung, dem Ansatz von Kulturgütern
und deren Folgebewertung sowie deren

Ausweis erläutert und praktische Lösungs-
vorschläge aufgezeigt. Abschließend wird
auf die derzeitigen Diskussionen zu Kultur-
gütern im Rahmen des International Public
Sector Accounting Standards Board und

auf die aktuelle Entwicklung zu diesem
Thema im Rahmen der Arbeitsgruppe zur
Erarbeitung Europäischer Doppischer
Rechnungslegungsstandards verwiesen.

DJA 2017/9

Zum Thema
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